
auftauchen, dürfen nicht unterschätzt werden. Schließ
lich sind die augenblicklich geltenden Verfahrensvor- 
schriften zwar nicht hinderlich, aber doch eben nicht 
auf die Mitwirkung der Schöffen zugeschnitten. Das 
alles darf uns jedoch nicht dazu verleiten, passiv und 
ergeben neue Bestimmungen zu erwarten. Der Zivil
richter, der sich von neuen Vorschriften überraschen 
läßt, wird sich vor noch größere Schwierigkeiten ge
stellt sehen als die, die unsere Strafrichter zu über
winden hatten. Es ist bei jedem Gericht augenblicklich 
durchaus möglich, kürzere, weniger schwierige Urteile 
sofort im Anschluß an die Beratung zu diktieren und 
sie dann auch gleich zu verkünden. Die Zivilrichter 
würden sich bei einem solchen Verfahren bereits Fer
tigkeiten aneignen und Erfahrungen sammeln, die 
ihnen dann, wenn das Verfahren vorgeschrieben sein 
wird, nur dienlich sein können. Es wäre daher zu be
grüßen, wenn nach den ersten Versuchen ein ausgie
biger Erfahrungsaustausch zum Zwecke der Findung 
der besten Methoden zustande käme.

Inspekteur Harri H a r r 1 a n d , Magdeburg

Konzentration des Verfahrens in Zivilsachen
Gleichzeitig mit dem in NJ 1952 S. 605 veröffent

lichten Artikel von A r t z t  über „Die richterlichen 
Pflichten bei der Leitung von Zivilprozessen“ ging 
der nachstehende Beitrag ein, der sich mit dem 
gleichen Thema einer schnelleren und besseren 
Durchführung des Zivilprozesses befaßt. Da der 
Beitrag den vorgenannten Artikel mit unmittel
baren Erfahrungen und Vorschlägen aus der Praxis 
in wertvoller Weise ergänzt, soll er trotz einiger 
Wiederholungen unseren Lesern nicht vorenthalten 
werden. Die Redaktion

Während im Strafprozeß die dem Staatsanwalt wie 
den Richtern gesetzten Termine bereits ein schnelleres 
Arbeiten ermöglichen, ist die Dauer der Zivilprozesse 
noch verhältnismäßig lang. Bei dem größten Teil die
ser Verfahren liegt die Prozeßdauer sicherlich bei 
2 bis 3 Monaten, und rechnet man die kanzleimäßige 
Erledigung noch hinzu, so erhöht sich die Zeitspanne 
von der Erhebung der Klage bis zur Zustellung des 
Urteils noch bedeutend. Die Klagen über zu langsames 
Arbeiten in der Zivilrechtspflege sind nicht neu; sie 
werden vorgebracht, seit es Zivilprozesse gibt, und sie 
waren und sind nicht unberechtigt.

Eine schnellere — aber qualitativ nicht schlechtere 
— Zivilrechtspflege liegt nicht nur im Interesse der 
Gesellschaft, sondern auch im wohlverstandenen Inter
esse beider Parteien. Der endlose Prozeß ist für beide 
Parteien ein Verlust; er zermürbt, steigert die Erbitte
rung und endet mit der Verbitterung untereinander 
und gegen die Rechtspflege. Dies trifft besonders bei 
Ehescheidungsverfahren und Unterhaltsprozessen zu, 
bei denen noch erschwerend hinzukommt, daß die 
lange Prozeßdauer die klagende Partei in immer stär
kere finanzielle Schwierigkeiten bringt.

Die Terminsvorbereitung im Zivilprozeß kann be
reits entscheidend zur Beschleunigung des Verfahrens 
beitragen. In Prozessen nichtehelicher Kinder gegen 
den vermutlichen Erzeuger wird der Rechtsstreit meist so 
durchgeführt: dem Beklagten wird zunächst die Klage
schrift zugestellt. Im ersten Termin bringt er seine 
Einwendungen vor — fast in jedem Falle muß die 
Kindesmutter gehört werden, Mehrverkehrszeugen 
müssen geladen werden usw. —, also wird ein zweiter 
Termin zur Vernehmung der Kindesmutter, eventuell 
noch ein dritter Termin zur Zeugenvernehmung anbe
raumt. Dann erfolgt nochmals eine Vertagung zum 
Zwecke der Stellungnahme zu dem Beweisergebnis usw. 
Im vierten Termin kommen neue, bisher nicht vorge
brachte Einwendungen; das Ergebnis ist: Vertagung, um 
im fünften oder sechsten Termin die Einholung eines 
Gutachtens über die Blutgruppenzugehörigkeit zu be
stimmen.

Dieses Hinziehen des Prozesses ist nicht selten darauf 
zurückzuführen, daß die Leitung des Prozesses von den 
Richtern nicht straff genug gehandhabt wird. 
Bei einer zweckmäßigen Vorbereitung der Verhand
lung könnten mehrere Termine eingespart werden. Das 
bedeutet für unser Beispiel: der Beklagte muß sich 
binnen einer Frist von einer Woche — oder auch län
ger — zu dem Inhalt der Klageschrift äußern und Be
weismittel bis zu diesem Termin schriftlich dem Ge
richt zur Kenntnis geben (§ 253 Abs. 3 Ziff. 1 ZPO).

Das Gericht kann dann bereits zum ersten Termin die 
Kindesmutter und eventuelle Mehrverkehrszeugen 
laden (§ 272 b ZPO). Die Praxis hat gezeigt, daß der
artige Prozesse durch eine gute Vorbereitung in zwei 
Terminen (Beweisaufnahme und Blutgruppengutach
ten) erledigt werden konnten.

Dieselbe Verfahrensweise ist auch bei Ehescheidun
gen anwendbar, denn auch hier können Zeugen — von 
beiden Parteien benannt —, die z. B. über ehewidrige 
Beziehungen usw. aussagen können, bereits zum ersten 
Termin geladen werden. Oft genug ergab die Praxis, 
daß der Beklagte, durch die Anwesenheit der Zeugen 
überrascht, sein Verschulden sofort zugab. Hauptsäch
lich bei Ehescheidungen haben die Parteien dem Gericht 
ihre große Genugtuung zum Ausdruck gebracht, wenn 
diese Verfahren bereits im ersten Termin ihre Erledi
gung fanden.

Dasselbe gilt schließlich auch für Ehelichkeitsanfech
tungen. Auch hier muß zum ersten Termin stets die 
Mutter des Beklagten und, falls möglich, der wirkliche 
Erzeuger geladen werden. Unter diesen Umständen ist 
es fast ausnahmslos denkbar, das Verfahren in einem 
Termin zu beendigen.

Natürlich paßt ein solches Verfahren nicht auf recht
lich und tatsächlich schwierige Prozesse, aber in einer 
großen Anzahl durchschnittlicher Prozesse wird auf 
diese Weise das angestrebte Ziel — die schnellste Er
ledigung der Prozesse, womöglich im ersten Termin — 
erreicht werden können.

Eine reibungslose Durchführung der Termine wird 
auch dadurch erreicht, daß einheitliche Prozesse an 
einem Tag angesetzt werden, beispielsweise an einem 
bestimmten Tag nur Unterhaltsprozesse, bei denen 
das Referat Mutter und Kind mitwirkt. Hierdurch 
wird nicht nur eine unnötige Belastung der An
gestellten des Referats Mutter und Kind ver
mieden, sondern die Richter können sich an diesem 
Terminstag speziell auf die gleichartigen Prozesse 
konzentrieren und erreichen eine höhere Zahl von 
Entscheidungen. Genau so zweckmäßig ist es, an 
einem Sitzungstag lediglich Mietsachen, wie Räu
mungsklagen, Mietzinsforderungen usw., anzusetzen 
und zu diesem Terminstag einen Vertreter des Woh
nungsdezernats der Stadt oder des Kreises hinzuziehen. 
Auch kleinere Verfahren, wie Widerspruch gegen Zah
lungsbefehle und dgl., können gleichfalls an einem 
Terminstag zusammengefaßt werden, wobei dem 
Schuldner aufgegeben werden muß. das vorzubringen, 
was er gegen den Zahlungsbefehl bzw. die Forderung 
einzuwenden hat.

Die Terminsanberaumung erfolgt in den meisten 
Fällen noch so, daß die anfallenden verhandlungs
fähigen Sachen in der Reihenfolge ihres Einganges 
terminiert werden. Die Praxis aber zeigte, daß es 
zweckmäßiger ist, die verhandlungsfähigen Sachen 
insgesamt zu terminieren, d. h. erst dann, wenn ein 
vollständiger Terminstag vorliegt. Hierzu ist natürlich 
erforderlich — wie dieses jedoch bei den meisten Kreis- 
und Bezirksgerichten sein wird —, daß der Anfall der 
Prozesse so groß ist, daß dieses Verfahren durchführ
bar und auch praktisch ist. Das anfallende Prozeß
material muß nach Sachgebieten getrennt werden, wie 
Unterhaltssachen, Ehesachen, einfachere Zivilsachen, 
Nichtehelichkeitssachen usw., und dann ein entspre
chender Terminstag festgesetzt werden. Dieses Ver
fahren hat folgende Vorteile:
1. Die Kanzleiangestellten können zu diesem — in 

einer Mappe zusammengefaßten — Terminstag 
reibungslos laden, d. h. sie bearbeiten einen Ar
beitsgang ununterbrochen, ebenso der Registrator.

2. Der Richter hat die Möglichkeit, die Termine so 
festzulegen, daß die Verfahren, an denen ein und 
derselbe Rechtsanwalt beteiligt ist, hintereinander 
durchgeführt werden; entsprechend dann die Ver
fahren der anderen Anwälte. Auch die Anwälte 
werden diese Maßnahme, die ihnen viel Zeit er
spart, begrüßen.

3. Die Dauer der Termine kann von vornherein ge
schätzt, und die schwierigeren Termine können 
ans Ende des Verhandlungstages gelegt werden. 
So wird vermieden, daß die Parteien stundenlang 
warten müssen.

Die Durchführung der Verhandlung muß von dem 
Gedanken getragen sein, das Verfahren möglichst in 
einem Termin zu beendigen, denn das Vertagungs-
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